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Autos wie Kinder – ein Vorwort


1,6 Milliarden Fahrzeuge gibt es rund um den Erdball. Jedes Jahr werden etwa 80 Millionen neue produziert – ungefähr so viele, wie Kinder jedes Jahr geboren werden.1 Sie alle, die Wagenbesitzer und die Kinder, werden von der anstehenden automobilen Revolution betroffen sein.


Das Auto der Zukunft wird nicht einfach ein Wagen sein, wie wir ihn heute kennen, nur mit einem E-Motor statt einem Benzin- oder Dieselmotor. Bei der Software wird es sich nicht einfach um verbesserte Assistenzsysteme handeln, wie sie derzeit schon in vielen Wagen üblich sind. Sondern es wird grundlegend anders sein und in ein völlig anderes Ökosystem eingebettet sein. Man mag an den Unterschied zwischen einem Tasten- oder gar einem Wählscheibentelefon aus alten Zeiten und einem modernen Smartphone mit seiner App-Ökonomie denken.


Auto ohne Lenkrad


Es genügt vielleicht schon, sich ein Auto vorzustellen, das kein Lenkrad mehr besitzt, um sich die Implikationen der anstehenden Veränderungen zu verdeutlichen. Viele von uns beschleicht derzeit sicherlich ein mulmiges Gefühl, sich ein Auto auszumalen, das „niemand“ lenkt. Es erscheint uns sehr fraglich, ob wir uns in einem solchen Wagen sicher fühlen würden. Viele werden sagen: Auf keinen Fall werde ich mich auf eine Fahrt in einem fahrerlosen Automobil einlassen. Doch genau das wird bald Realität werden. Und nach ein paar Jahren Eingewöhnung werden wir uns gar nicht mehr vorstellen können, in einen Wagen einzusteigen, der „nur“ von einem Menschen gefahren wird. Die Fahrt mit einem menschlichen Fahrer wird uns zu ungewohnt, zu unsicher und zu unbequem vorkommen. Selber zu fahren wird in Zukunft zu einem Abenteuer, das nur noch auf eigens dafür vorgesehenen Pisten erlaubt sein wird, wie auf einem Abenteuerspielplatz. Der Normalfall wird das autonome Automobil sein, das eigenständig fährt und lenkt, das Routinearbeiten wie Tanken, Abholen oder Hinbringen selbstständig erledigt. Natürlich findet dieser Wandel nicht von heute auf morgen statt – aber unendlich lange wird diese Veränderung auch nicht dauern.


In diesem Sinne nehmen wir mit diesem Buch Abschied von einer Ära. So in etwa muss es gewesen sein, als unsere Groß- und Urgroßeltern den Wandel von der Kutsche zum Automobil erlebten, wie es der Schriftsteller Hans Fallada in seinem Roman „Der eiserne Gustav“ so anschaulich und melancholisch beschrieben hat.2


Dramatischer Abschied von den „stinkenden Kisten“


Die „stinkenden Kisten“, die man mit röhrendem Sound durch die Gegend „heizen“ konnte, nähern sich ihrem Ende. Es ist ein dramatischer Abschied, wie das Dieseldesaster mit seinem Netz aus Lug und Betrug auf beinahe schon tragische Weise zeigt. Die meisten von uns gehören zu den Betroffenen, denn wir fahren noch einen Benziner oder einen Diesel. Damit verbunden ist die Ungewissheit, wie lange man damit noch in welche Städte oder Regionen fahren darf. Wer schon mit einem E-Auto auf die neue Seite gewechselt ist, kämpft dort vermutlich mit den Herausforderungen einer Technologie, die noch am Anfang steht. Die Frage nach der verbleibenden Reichweite ist im aktuellen E-Zeitalter wie ein Damoklesschwert, das über jeder längeren Reise schwebt. So oder ähnlich werden unsere Groß- und Urgroßeltern ihren Anfänge mit dem Automobil erlebt haben.


Die Autorengemeinschaft dieses Werkes hegt keine Zweifel, dass wir alle diese Herausforderungen überwinden werden auf dem Weg in eine neue automobile Gesellschaft.


et al.


An diesem Werk haben zahlreiche namhafte Mitglieder der UNO-Denkfabrik Diplomatic Council mitgewirkt, vornehmlich durch fachliche, technische, visionäre, wissenschaftliche, gesellschaftliche und politische Beiträge. Das vorliegende Buch stellt in diesem Sinne ein Gemeinschaftswerk „et alii“ bzw. „et aliae“ dar. Diesen Gemeinsinn will die Autorengemeinschaft mit dem bibliografischen Kürzel „et al.“, also „und andere“, ausdrücken.




Dicke Luft durch Diesel


„Der Diesel“ steht seit dem Jahr 2015 geradezu als Symbol für Betrug, Umweltverpestung und eine untergehende Ära. Sein Erfinder Rudolf Diesel trägt daran keine Mitschuld. Ganz im Gegenteil war der Dieselmotor seinerzeit besonders innovativ und galt über viele Jahre hinweg als Inbegriff des sauberen und umweltschonenden Fahrens.


Luftverschmutzung seit den 1950ern


Seit dem späten 19. Jahrhundert werden Verbrennungsmotoren in Automobilen eingesetzt. Doch das Problem der dadurch verursachten Luftverschmutzung rückte erstmals in den 1950er Jahren ins öffentliche Bewusstsein, zumindest in den USA, genauer gesagt in Kalifornien.3 Dort wurden 1959 die ersten Standards für die Luftqualität festgelegt, auf deren Grundalge Emissionsgrenzwerte für Kraftfahrzeuge entwickelt wurden, die ab 1966 eingehalten werden sollten. 1968 trat in Kalifornien das erste Gesetz zur Begrenzung von Abgasemissionen in Kraft. Deutschland folgte 1971 mit der Festsetzung von Abgasgrenzwerten für Ottomotoren. 1973 kam der sogenannte Dreiwegekatalysator auf den Markt, der aber erst ab 1981 in Pkw eingebaut wurde.4 Damals galten Dieselmotoren als besonders umweltfreundlich, weil im Abgas weniger Kohlenstoffdioxid, weniger Kohlenwasserstoffe, weniger Kohlenstoffmonoxid und weniger Stickoxide enthalten sind. Allerdings arbeiten Diesel nicht mit dem Prinzip des Dreiwegekatalysators zusammen und haben daher seit Beginn der 1990er Jahre einen sogenannten ungeregelten Oxidationskatalysator. Dieser wandelt Stickstoffmonoxid zu Stickstoffdioxid, reduziert die HC- und CO-Emissionen und senkt den Partikelausstoß.5 Anfang des 21. Jahrhunderts geriet der Diesel wegen des Rußausstoßes in die Kritik, wogegen flächendeckend Rußpartikelfilter für die Dieselmotoren eingeführt wurden.


Doch es wurde über die Jahre hinweg zusehends schwieriger, die immer schärferen Umweltauflagen zu erfüllen. Zunächst wurde bei Dieseln versucht mit innermotorischen Maßnahmen wie einer niedrigeren Verbrennungstemperatur den Stickoxidausstoß zu senken und zugleich den dadurch verursachten erhöhten Rußpartikelausstoß durch einen besseren Rußpartikelfilter zu kompensieren. Als auch das nicht mehr genügte, kamen nachmotorische Verfahren wie Speicherkatalysator und die selektive katalytische Reduktion zum Einsatz.


Man kann es auch deutlicher formulieren: Die Hersteller versuchten über Jahre hinweg verzweifelt, die Abgasnormen zu erfüllen und taten sich damit immer und immer schwerer. Die Katastrophe – die Aufdeckung der Diskrepanz zwischen den gesetzlichen Erfordernissen und dem tatsächlich Ausstoß der Fahrzeuge –, wie sie sich ab 2015 entwickelte, war also schon lange Jahre vorprogrammiert.6 Das galt umso mehr, als insbesondere Pkw-Diesel bis 2015 auf die sogenannten Rollenprüfstandtestzyklen hin optimiert wurden. 7 Anders ausgedrückt: Die Hersteller haben ihre Motoren auf optimale Prüfungsergebnisse nach vorgefertigten Rechenmodellen ausgerichtet, während der tatsächliche Schadstoffausstoß weitaus höher lag. Prinzip: Im Test sauber abgeschnitten, beim normalen Fahrbetrieb unbekümmert dreckig. Die „Optimierung der Optimierung“ gelang den VW-Ingenieuren mit einer Software, die erkannte, ob sich der Motor im Testbetrieb befand und dementsprechend das Abgasreinigungssystem exakt auf die jeweiligen Anforderungen des Testzyklus einstellte. Technisch war diese automatische Zykluserkennung kongenial, jedoch rechtlich verboten, was den Auslöser des VW-Skandals darstellte – und das Ende der Ära von Verbrennungsmotoren einläutete. Seitdem wurde versucht, das Emissionsverhalten nicht mehr im Hinblick auf die Prüfzyklen zu optimieren, sondern im realen Fahrbetrieb zu verbessern. Als auch das an sein Ende stieß und gleichzeitig die gesetzlich vorgeschriebenen Testverfahren immer strenger wurden, blieb nur noch die Umstellung auf elektrisch betriebene Automobile, wie sie sich seit 2020 vehement vollzieht.


Diesel: Motor mit Selbstzündung


Der Dieselmotor ist ein Verbrennungsmotor mit Kompressionszündung. Der Name geht zurück auf den Erfinder Rudolf Diesel, dem es in den Jahren ab 1893 erstmals gelang, das Prinzip der Selbstzündung bei einem Motor anzuwenden.8 Das bedeutet, dass sich der Kraftstoff bei der Einspritzung aufgrund der heißen Luft im Brennraum des Motors von selbst entzündet, also keine Zündkerze notwendig ist im Gegensatz zum Benzinmotor, der auch als Ottomotor bezeichnet wird. Diesel sind sogenannte Vielstoffmotoren, das heißt, sie können im Prinzip mit allen Kraftstoffen betrieben werden, die die bei der Betriebstemperatur des Motors von der Kraftstoffpumpe gefördert werden können, sich gut im Brennraum zerstäuben lassen und sich zünden lassen. Nach dem Ersten Weltkrieg kamen tatsächlich überwiegend minderwertige Öle als Kraftstoffe zum Einsatz. Bis in die 1930er Jahre waren Petroleum, Schmieröl, Gasöl und Pflanzenöle in Reinform oder Mischungen daraus üblich.9 Erst mit dem Voranschreiten der Motorentwicklung stiegen auch die Ansprüche an den Kraftstoff. So wurde erstmals nach dem Zweiten Weltkrieg in der DIN-Norm 5160 Landkraftfahrzeuge überhaupt ein Dieselkraftstoff definiert. Erst seit 1993 ist der Dieselkraftstoff im Standard EN 590 genormt; er wird dort schlicht Diesel genannt.10 Im Brennraum des Motors findet zwischen dem Kraftstoff und der angesaugten Luft eine chemische Reaktion statt, welche die im Kraftstoff gebundene Energie in Motorleistung umgewandelt wird. Dabei zerfallen die Kraftstoffmoleküle, so dass Abgase entstehen. Bei einem Idealmotor, wie es ihn in Wirklichkeit allerdings nicht gibt, werden alle brennbaren Bestandteile des Kraftstoffs durch eine optimale Sauerstoffzufuhr vollständig verbrannt. In diesem Fall besteht das Abgas aus Kohlenstoffdioxid, Wasser, Stickstoff und überschüssigem Sauerstoff. Mit anderen Worten: Selbst bei einem idealen Dieselmotor kommt eine ganze Menge Abgas zustande, nämlich aus den schädlichen Bestandteilen CO2 (Kohlenstoffdioxid, auch als Kohlendioxid bezeichnet) und NO2 (Stickstoff) sowie den unschädlichen H2O (Wasser) und O2 (Sauerstoff). In der Realität wird zudem keine vollständige Verbrennung der Kraftstoffmenge erreicht, so dass zusätzlich ein Dieselruß übrig bleibt.11 Darüber hinaus entstehen in einem realen Dieselmotor aus dem Stickstoff Stickoxide (NOx).


Insgesamt kommen aus einem Dieselauspuff: Stickstoff (N2), Sauerstoff (O2), Kohlenstoffdioxid (CO2), Wasser (H2O), Kohlenstoffmonoxid (CO), Stickoxide (NOx), Kohlenwasserstoffe (HC), Aldehyde und Rußpartikel (Sulfate und Feststoffe). Die Verteilung hängt vom Lastzustand und von der Luftfeuchtigkeit ab. Auf jeden Fall kommt ein „erheblicher Dreck“ aus den Dieselfahrzeugen heraus, der zweifelsohne gesundheitsschädlich ist – wie und in welchem Maße ist allerdings strittig. Dennoch darf die grundsätzliche Beeinträchtigung der Gesundheit bei allen Diskussionen um das Für und Wider von Fahrverboten nicht übersehen werden. So wurden Ende der 1990er Jahren allein Deutschland jährlich rund 72.000 Tonnen Dieselruß in die Luft geblasen, davon 64.000 Tonnen aus dem Verkehr und 42.000 Tonnen von Nutzfahrzeugen.12


Technik gegen „Todesdiesel“


Auf die Frage, wie gesundheitsschädlich diese Umweltbelastung für den Menschen ist, gab es unterschiedliche Antworten. Ernst zu nehmende aktuelle Studien gingen von jährlich rund 1.000 Todesfällen aus, die auf Dieselemissionen zurückzuführen sind. Dem gegenüber standen Studien aus den USA aus den 1980ern, die zeigten, dass das Risiko, durch die Abgase von Dieselmotoren tödlich zu erkranken, im Grunde vernachlässigbar war. Für Stadtbewohner, die also dem Dieselqualm besonders stark ausgesetzt sind, war es demnach etwa so groß wie die Gefahr, vom Blitz getroffen zu werden und daran zu sterben. Untersuchungen an Straßenarbeitern haben allerdings nachgewiesen, dass diese einem deutlich höheren Todesrisiko durch Diesel ausgesetzt sind. Fazit: Es besteht kein ernsthafter Zweifel, dass Dieselabgase gesundheitsschädlich sind, auch wenn es nicht sehr wahrscheinlich ist, unmittelbar daran zu sterben. Doch Krankheiten wie Asthma, Bronchitis und Lungenkrebs sind auch auf Dieselabgase zurückzuführen.13


Zur Abhilfe wurden seit 1990 bei Diesel-Pkw sogenannte ungeregelte Oxydationskatalysatoren eingebaut. Damit ließ sich der Ausstoß der Kohlenwasserstoffe um bis zu 85 Prozent, der Kohlenstoffmonoxide um bis zu 90 Prozent, der Stickoxide um bis zu 10 Prozent und der von Rußpartikeln um bis zu 35 Prozent reduzieren.14


Zur Festlegung von Höchstgrenzen beim Dieselabgas wurde in Europa der Ausstoß an Stickoxiden herangezogen. Die Abgasnormen (der Nomenklatur Euro 4, Euro 5, Euro 6 und Euro 7 folgend) legten folgende Höchstwerte fest: 250 Milligramm NOx pro Kilometer für Euro 4, 180 Milligramm NOx pro Kilometer für Euro 5 und 80 Milligramm NOx pro Kilometer für Euro 6. Vereinfacht ausgedrückt war die Euro-6-Norm also dreimal sauberer als Euro 4 und mehr als doppelt so sauber wie Euro 5. Es stellt also einen gravierenden Unterschied dar, ob ein Wagen nach Euro 6, 5 oder 4 fährt – jedenfalls, wenn die Werte eingehalten würden. In Wahrheit stoßen Diesel-Pkw im tatsächlichen Fahrbetrieb in Deutschland in Durchschnitt 674 (Euro 4), 906 (Euro 5) und 507 (Euro 6) Milligramm NOx pro Kilometer aus. Man muss sich die Zahlen vergegenwärtigen: Ein Euro-6-Fahrzeug stößt in der Realität im Mittel doppelt so viele Stickoxide aus als nach der Euro-4-Norm überhaupt zugelassen sind. Das ist mehr als das Sechsfache, wenn man die Euro-6-Norm anlegt, an die sich der Wagen angeblich halten sollen. Seitdem sind Verschärfungen der Euro-6-Norm 6d und 6d-Temp bis hin zu 6d-ISC-FCM (seit 2021) hinzugekommen, die vor allem darauf abzielen, die realen Abgaswerte zu messen15 – statt der utopischen Schummelwerte der Hersteller.


Mit 600 rasen, wo 100 erlaubt sind


Nehmen wir einmal einen anschaulichen Vergleich: Das Straßenschild zeigt 100 Kilometer pro Stunde Höchstgeschwindigkeit und Sie rasen mit über 600 Kilometern pro Stunde. Hand aufs Herz: 120 wenn nur 100 erlaubt sind fahren viele, 160 einige wenige. Aber 600 fährt niemand, wenn nur 100 erlaubt sind. Eine solche Überschreitung der gesetzlich festgelegten Grenzwerte erlauben sich lediglich die Autohersteller. Nur auf der „Teststrecke“, also während der Prüfung, drosseln sie brav auf 100 Kilometer pro Stunde, danach wird wieder auf 600 erhöht. Das ist schon gelinde gesagt dreist. Man mag darüber diskutieren, wie viele Menschen mehr bei 600 statt 100 sterben, aber wenn sie Ihren Wagen bei erlaubten 100 Kilometern pro Stunde mit 600 Kilometern pro Stunde über die Landstraße rasen lassen, kann man nicht gerade von verantwortungsbewusstem Handeln sprechen, selbst dann nicht, wenn dabei niemand zu Tode kommt. Sie handeln unverantwortlich – und genau das haben die Autohersteller getan.


Diesel sind tödlich


Es ist noch niemand gestorben, weil er neben einem Diesel gestanden hat und die Verteufelung des Diesel ist völlig übertrieben. Mit diesem saloppen „Argument“ wurde der Abgasskandal wahlweise als amerikanischer Angriff auf die deutsche Autoindustrie, als Angriff der Deutschen Umwelthilfe oder als Angriff der EU, die die Grenzwerte festgelegt hat, abklassifiziert.


Doch das war falsch: Es kann überhaupt kein Zweifel daran bestehen, dass Dieselemissionen erhebliche gesundheitliche Schädigungen nach sich ziehen – auch beim Dieselfahrer selbst, sobald er seinen Wagen verlässt und etwa durch die überbelasteten Innenstädte flaniert. Wissenschaftliche Hochrechnungen gelangen zu dem Schluss, dass jährlich europaweit etwa 5.000 Menschen vorzeitig sterben, weil Dieselfahrzeuge im Straßenverkehr die auf Prüfständen gemessenen Grenzwerte für Stickoxide erheblich überschreiten, oftmals um den Faktor vier bis sieben. Allein die rund 2,6 Millionen in Deutschland verkauften Fahrzeuge der VW-Marken Audi, Seat, Skoda und Volkswagen mit illegalen Abschalteinrichtungen sollen diesen Schätzungen zufolge zwischen 2008 und 2015 in Europa etwa 1.200 vorzeitige Todesfälle verursacht haben. Rund 13.000 Lebensjahre hat der Diesel nach diesen Berechnungen vernichtet, was rechnerisch einem volkswirtschaftlichen Schaden von 1,9 Milliarden Euro gleichkommt.16


Doch sind diese Zahlen überhaupt belegt und halten sie einer Nachprüfung stand? Seit Anfang 2019 tobte genau hierüber eine Debatte der Lungenärzte in Deutschland.


CO2 vs. NO2 vs. Feinstaub


Was ist schlimmer für die Menschheit:17




	CO2, also Kohlenstoffdioxid, auch Kohlendioxid oder Kohlensäure genannt, ein unbrennbares, saures und farbloses Treibhausgas, das bei zunehmender Konzentration in der Atmosphäre zu einer Erwärmung des Erdklimas führt,


	NO2, also Stickstoffdioxid, ein rotbraunes, giftiges, stechend chlorähnlich riechendes Reizgas, das im menschlichen Körper chemische Reaktionen hervorruft, etwa in den Augen und den Atemwegen, oder


	Feinstaub, der sich auf unsere Lungen legt, weil die Partikel so klein sind, dass sie von den Schleimhäuten im Nasen- und Rachenraum nicht vollständig zurückgehalten werden können.





Im Laufe der Diskussionen verlagerten sich die Betrachtungsweisen auf die verschiedenen Schädigungspotenziale. Zunächst wurde vor allem der frühe Tod durch Stickoxide prophezeit und dem Diesel zugeschrieben. Später, als sich herausstellte, dass Fahrverbote nur geringe Wirkung zeigten, wurde die Gefahr durch Feinstaub in den Vordergrund geschoben. Doch Feinstaub entsteht keineswegs nur durch den Autoverkehr. Sowohl bei Stickoxiden als auch beim Feinstaub ging es vor allem um die Reinhaltung der Luft in den Innenstädten. Im Zuge der sich verstärkenden weltweiten Klimadiskussionen rückte die Reduzierung der CO2-Emissionen in den Mittelpunkt. Es ging nicht mehr nur darum, die Städte rein zu halten, sondern den ganzen Planeten oder jedenfalls die Menschheit zu retten.18


6.000 NO2-Tote im Jahr


Nach Untersuchung des Umweltbundesamtes lassen sich jährlich rund 6.000 vorzeitige Todesfälle der hohen NO2-Konzentration zuordnen, etwa durch Diabetes, Bluthochdruck oder chronische Lungenerkrankungen. Allerdings sind die Zahlen mit Vorsicht zu betrachten und vor allem: Es sind natürlich nicht nur die Autos, die NO2 ausstoßen, wenngleich viele davon offenbar viel mehr als gesetzlich erlaubt ist in die Luft ablassen.19


Den Ausgang nahm der heftige Ärztestreit angesichts einer Studie des Helmholtz-Instituts, in dem die Forscher vor erheblichen Gesundheitsgefahren durch Stickstoffdioxid auch schon in niedrigen Konzentrationen wie dem derzeit gültigen Grenzwert für NO2 von 40 Mikrogramm NO2 pro Kubikmeter Luft im Jahresmittel warnten. Die Studie im Auftrag des Umweltbundesamtes hatte ausgerechnet, dass es ungefähr 6.000 Todesfälle in Deutschland sind oder ungefähr 50.000 Lebensjahre, die in der Gesamtbevölkerung verloren gehen durch zu hohe Stickoxide. Das waren erschreckende Zahlen und immerhin gilt das Helmholtz-Institut als wissenschaftlich einwandfrei.20


Aber: Die Ergebnisse basierten nicht auf Messungen, sondern es handelte sich um konstruierte mathematische Modelle, die möglicherweise mit der Realität wenig zu tun haben. Das Umweltbundesamt räumte in der Tat ein, dass ein direkter Nachweis über die Gesundheitsgefahr durch Stickstoffdioxid nicht zu erbringen ist, verwies aber auf dessen Indikator-Funktion: „Es gibt tatsächlich keinen NO2-Toten oder NO2-Erkrankten, weil diese singuläre Verursachung durch diesen einen Schadstoff nicht beobachtbar ist“. Aber immerhin: „Wenn mehr NO2 vorhanden ist, treten die Erkrankungen auf. Aber wir können nicht eine Erkrankung herunterbrechen auf die eine Ursache NO2.“ Das hörte sich jedenfalls ganz anders an als 6.000 Tote durch NO2 jährlich.21


Fragwürdige Studien


Der ehemalige Präsident der Deutschen Gesellschaft für Pneumologie (DGP), Dieter Köhler, veröffentlichte Anfang 2019 ein Positionspapier, in dem er einen Großteil der vorhandenen Studien zu den Gesundheitsgefahren durch Luftschadstoffe für fragwürdig erklärte. Mehr als 100 Lungenfachärzte schlossen sich an und forderten, die Grenzwerte zu überprüfen. Das Positionspapier sollte die Debatte versachlichen und wird daher nachfolgend im Wortlaut abgedruckt:22


Stellungnahme zur Gesundheitsgefährdung durch umweltbedingte Luftverschmutzung, insbesondere Feinstaub und Stickstoffverbindungen (NOx).


Nach Daten der WHO und der EU reduziert sich die Lebenserwartung in Deutschland durch die Luftverschmutzung um etwa zehn Monate. Nimmt man die aktuelle Studie im Auftrag des Umweltbundesamtes zum NOx dazu, so erhöht sich die Zahl nochmals. Daraus sollen, auch von Wissenschaftlern und dem Umweltbundesamt, durch die Bevölkerungszahl und Lebensalter hochgerechnet, beim NOx 6.000-13.000 und beim Feinstaub 60.000-80.000 zusätzliche Sterbefälle im Jahr entstehen.


Nun stirbt etwa die gleiche Anzahl an Menschen in Deutschland im Jahr an Zigarettenrauch-bedingtem Lungenkrebs und COPD. Lungenärzte sehen in ihren Praxen und Kliniken diese Todesfälle an COPD und Lungenkrebs täglich; jedoch Tote durch Feinstaub und NOx, auch bei sorgfältiger Anamnese, nie. Bei der hohen Mortalität müsste das Phänomen zumindest als assoziativer Faktor bei den Lungenerkrankungen irgendwo auffallen.


Es ist sehr wahrscheinlich, dass die wissenschaftlichen Daten, die zu diesen scheinbar hohen Todeszahlen führen, einen systematischen Fehler enthalten. Eine genauere Analyse der Daten zeigt, dass diese extrem einseitig interpretiert wurden, immer mit der Zielvorstellung, dass Feinstaub und NOx schädlich sein müssen. Andere Interpretationen der Daten sind aber möglich, wenn nicht viel wahrscheinlicher.


1. Korrelation und Kausalität: Viele Studien zur Gefährdung von Luftverschmutzung begründen sich auf epidemiologische Daten mit ähnlichem Muster (meist Kohorten Studien). Es werden Regionen verglichen mit unterschiedlicher Staub- bzw. NOx Belastung. Man findet mehr oder weniger regelhaft eine sehr geringe Risikoerhöhung in staubbelasteten Gebieten, meistens nur um einige Prozent. Aus dieser Korrelation wird fälschlicherweise eine Kausalität suggeriert, obwohl es viel offensichtlichere Erklärungen für die Unterschiede gibt. Korrelationen dienen nur der Hypothesenbildung, sie sind nie konfirmatorisch.


2. Störfaktoren (Confounder): Die Krankheitshäufigkeit und die Lebenserwartung werden durch zahlreiche Faktoren bestimmt, wie Rauchen, Alkoholkonsum, körperliche Bewegung, medizinische Betreuung, Einnahmezuverlässigkeit von Medikamenten usw. Alle diese Faktoren wirken meist hundertfach stärker als der Risikoerhöhung durch die Luftverschmutzung in den Kohortenstudien zuzuordnen ist. Zudem ist die Störgrößenverteilung zwischen den Gruppen oft sehr unterschiedlich. Ein sogenanntes Adjustieren der Einflüsse in den Studien durch Fragebögen ist deswegen wissenschaftsmethodologisch nicht zulässig. Zudem können Lebensstil und Gesundheitsbewusstsein nicht erfasst werden, obwohl sie erheblich die Mortalität bestimmen. Es ist offensichtlich und auch durch Studien belegt, dass die Lebensart zwischen den unterschiedlich belasteten Regionen deutlich abweicht.


3. Schwellenwert und Toxizitätsmuster: Viele der epidemiologischen Studien zur Luftverschmutzung zeigen keinen Schwellenwert. Das wird in den Studien dahingehend interpretiert, dass es sich um eine besonders große Gefährdung handelt. Nun hat jedes Gift, auch das Stärkste, eine Schwellendosis. Es ist daher viel plausibler, dass alle diese Studien eine konstante Störgröße (Bias) messen, denn eine solche Störgröße hat meist keinen Schwellenwert. Allein die unterschiedliche Lebensart der Menschen, die in staubbelasteten im Vergleich zu weniger staubbelasteten Gebieten wohnen, würde einen solchen fehlenden Schwellenwert zwanglos erklären, denn die Änderungen der Lebensweise verlaufen kontinuierlich.


Die epidemiologischen Studien zeigen auch, dass Feinstaub und NOx zu mehr als zwei Dutzend voneinander sehr verschiedenen bunten Krankheitsbildern führen soll, die praktisch alle Fachgebiete der Medizin betreffen. Wenn nun aber die Luftverschmutzung so gefährlich wäre, so müsste sie ein typisches Vergiftungsmuster verursachen, wie es für jedes Gift mehr oder weniger typisch ist. Das völlige Fehlen dieses Musters spricht gegen eine Gefährdung und für Störfaktoren. Zudem gibt es überhaupt keine plausiblen pathophysiologischen Hypothesen, wie die Luftverschmutzung diese vielen unterschiedlichsten Erkrankungen verursachen soll.


Falsifikation: Das stärkste Argument gegen die extrem einseitige Auswertung der Studien ist jedoch eine Besonderheit, die nur beim Feinstaub und NOx vorliegt. Normalerweise müsste man zur Absicherung eines Grenzwertbereiches eine Expositionsstudie am Menschen durchführen mit höheren und niedrigeren Dosen. Das ist ethisch jedoch nicht vertretbar. Beim Feinstaub und NOx ist die Situation anders, denn die Raucher inhalieren freiwillig außerordentlich hohe Dosen, so dass diese quasi freiwillig an einer riesigen Expositionsstudie teilnehmen.


Die Konzentration an Feinstaub im Hauptstrom des Zigarettenrauches erreicht tatsächlich 100-500 g/m3 und ist damit bis zur 1 Million Mal größer als der Grenzwert. Beim NOx werden bis zu 1g/m3 erreicht, wobei der NOx-Anteil überwiegt. Aus Depositionsstudien kann man die inhalierte Dosis der Raucher berechnen und mit der Dosis der Gesunden vergleichen, die permanent Feinstaub oder NOx im Grenzwertbereich einatmen würden. Dabei erreichen Raucher (eine Packung/Tag angenommen) in weniger als zwei Monaten die Feinstaubdosis, die sonst ein 80-jähriger Nichtraucher im Leben einatmen würde. Beim NOx sind die Unterschiede ähnlich, wenn auch etwas geringer. Hinzu kommt noch, dass der Rauch einer Zigarette um mehrere Größenordnungen toxischer ist als die Luftverschmutzung.


Rauchen verkürzt die Lebenserwartung etwa um zehn Jahre, wenn über 40-50 Jahre eine Packung/Tag geraucht wird. Würde die Luftverschmutzung ein solches Risiko darstellen und entsprechend hohe Todeszahlen generieren, so müssten die meisten Raucher nach wenigen Monaten alle versterben, was offensichtlich nicht der Fall ist.


Die hier vorgestellten Kritikpunkte mögen überraschend sein angesichts der großen Informationsflut über die Gefährlichkeit von Feinstaub und NOx, in den Publikationsorganen, den Medien und in staatlichen Verlautbarungen. Alle diese Informationen stammen im Wesentlichen aus der gleichen Quelle und beziehen sich damit auf die gleichen Inhalte, die oben kritisiert werden.


Natürlich ist es auch das Ziel der Autoren, die Maßnahmen zur Schadstoffvermeidung zu fördern. Jedoch sehen sie derzeit keine wissenschaftliche Begründung für die aktuellen Grenzwerte für Feinstaub und NOx. Sie fordern daher eine Neubewertung der wissenschaftlichen Studien durch unabhängige Forscher.


Die oben angeführten Kritikpunkte sind so gravierend, dass im Sinne der Güterabwägung sogar die Rechtsvorschrift für die aktuellen Grenzwerte ausgesetzt werden sollte.


Dieser Beitrag soll der Versachlichung der Diskussion dienen. Er entschuldigt natürlich nicht die unverantwortlichen Manipulationen von Teilen der Autoindustrie bzgl. des Schadstoffausstoßes.


Gerne sind wir bereit, jede der einzelnen Aussagen näher mit Literatur zu belegen.


Korrespondenzadresse: Prof. Dr. med. Dieter Köhler (Dipl. Ing)...


Fazit des Schreibens, das nicht etwa von der Automobilindustrie stammte, sondern von Lungenärzten: Es ist nicht plausibel, dass geringe Konzentrationen von NO2 und Feinstaub die Gesundheitsschäden und die Todesfälle verursachen sollen, wie sie publiziert werden.


Allerdings hatte die Deutsche Gesellschaft für Pneumologie und Beatmungsmedizin (DGP) kurz zuvor ein anderes Positionspapier herausgebracht; in diesem fasste sie „den aktuellen Wissensstand zu den Gesundheitseffekten von Luftschadstoffen zusammen und leitete daraus Empfehlungen für einen umweltbezogenen Gesundheitsschutz ab“. Das offizielle Papier der DGP war deutlich kritischer. Dort hieß es unter anderem:23


Gesundheitsschädliche Effekte von Luftschadstoffen sind sowohl in der Allgemeinbevölkerung als auch bei Patienten mit verschiedenen Grunderkrankungen gut untersucht und belegt. Hierzu gehören Auswirkungen auf Lungenfunktion und Lungengesundheit, auf die Mortalität, das Herz-Kreislauf-System, auf metabolische Prozesse und die fetale Entwicklung. Gesundheitliche Folgen können sowohl akut nach kurzfristigen Erhöhungen der Luftschadstoffkonzentration auftreten, wie sie z. B. von Tag zu Tag zu beobachten sind, als auch infolge einer langfristig erhöhten Luftschadstoffbelastung.


Immerhin mussten die Wissenschaftler einräumen, dass Rauchen viel schädlicher ist:


Obwohl die Risikoerhöhungen im Vergleich zu anderen Risikofaktoren, wie z. B. aktives Rauchen oder schlechte Ernährung, relativ gering sind, ergibt sich ihre Bedeutung aus der Tatsache, dass praktisch die gesamte Bevölkerung davon betroffen ist. Das führt zu einer hohen Anzahl an attributablen Fällen und birgt ein hohes Präventionspotential. Laut Weltgesundheitsorganisation (WHO) ist Luftverschmutzung der wichtigste umweltbedingte Risikofaktor weltweit. In Deutschland werden der ambienten Luftverschmutzung durch Feinstaub ca. 600.000 verlorene Lebensjahre pro Jahr zugeschrieben; weitere Belastungen gehen von anderen Komponenten der Luftverschmutzung wie NO2 und Ozon aus.


Wie die DGP dennoch auf die 600.000 verlorenen Lebensjahre kam, wird wohl auf immer ihr Geheimnis bleiben. Gleiches gilt für die sechs Billionen Euro jährlich, die die DGP als „potenziellen ökonomischen Gesundheitsnutzen pro Jahr“ bei einer Absenkung der Schadstoffwerte angab. Wörtlich hieß es:24


Trotz Absenkung der Schadstoffwerte in den letzten Dekaden in Deutschland ist die gesundheitliche Bedeutung der Luftverschmutzung anhaltend hoch. Dies resultiert unter anderem aus der Tatsache, dass bisher keine Wirkungsschwelle identifiziert werden konnte, unterhalb derer die Gesundheitseffekte vernachlässigt werden könnten. Das heißt, dass auch unterhalb der derzeit in Deutschland gültigen europäischen Grenzwerte erhebliche Gesundheitseffekte auftreten können. Als besonders vulnerable Gruppen sind Kinder, ältere Menschen – hauptsächlich vor dem Hintergrund des demografischen Wandels – sowie multimorbide Patienten zu betrachten, deren Risiko für schwerwiegende Folgen wie die akute Verschlechterung vorbestehender Grunderkrankungen, Krankenhauseinweisungen, kardiovaskuläre Ereignisse, Progression der Erkrankung bis hin zum Tod stark ansteigt. Die erheblichen gesundheitlichen Folgen führen in der Gesellschaft zu relevanten Kosten, die sowohl die Sozialsysteme, z. B. durch mehr Arztbesuche, Medikation oder Fehltage, als auch die Individuen belasten. Eine Reduktion der Luftschadstoffbelastung ist auf der anderen Seite mit einem erheblichen Gesundheitsgewinn verbunden. So wurde für 25 europäische Städte ab 70.000 Einwohnern bei Einhaltung der von der WHO derzeit noch empfohlenen Richtwerte eine Lebenszeitverlängerung um ca. sechs Monate berechnet und der potentielle ökonomische Gesundheitsnutzen in Europa auf 31 Billionen Euro pro Jahr geschätzt.


Bei genauerem Hinsehen ließ sich feststellen, dass die DGP in ihrem Positionspapier vor allem die abenteuerlich anmutenden Zahlen schlichtweg aus anderen Quellen übernommen hatte, wie es schien, weitgehend ungeprüft. Frappierend waren die Schlussfolgerungen, die die DGP daraus zog:25


1 Eine weitere deutliche Reduktion der Luftschadstoffbelastung ist geboten und eine Absenkung der gesetzlichen Grenzwerte erforderlich. Diese notwendige Reduktion der Luftschadstoffbelastung ist nur durch gemeinsames, interaktives und zielorientiertes Handeln auf politischer, technologischer und individueller Ebene erreichbar.


2 Hierzu muss in Deutschland eine „Kultur zur Schadstoffvermeidung“ auf allen Ebenen entwickelt, gezielt gefördert und etabliert werden.


3 Multimodale Maßnahmen zur Schadstoffvermeidung umfassen




	infrastrukturelle Maßnahmen zur Förderung einer schadstoffarmen Mobilität,







ein Umsteigen auf emissionsarme Technologien in Verkehr, Industrie,


Energieproduktion und Landwirtschaft,







	gezielte Minderungsmaßnahmen bei spezifischen lokalen Emittenten





(Häfen, Flughäfen), verhaltenspräventive Maßnahmen zur Änderung des individuellen Mobilitäts- und Konsumverhaltens sowie




	Vermeidungsstrategien zur Reduktion der eigenen Schadstoffexposition.







Hierfür muss die Politik mit entsprechenden Regularien den Anreiz schaffen. Die Exekutive und Judiskative müssen die Verantwortung für deren Einhaltung konsequent übernehmen.





4 Forschungsaktivitäten zur Schließung von Wissenslücken müssen gezielt gefördert werden, z. B. im Bereich der Wirkung weiterer Schadstoffe wie von ultrafeinen Partikeln (UFP, Ultrafeinstaub), Langzeitfolgen einer Exposition im Kindesalter und mögliche protektive Wirkungen durch Ernährung oder, sekundärprophylaktisch bei bereits Erkrankten, durch Medikation.


Viele Maßnahmen zur Luftreinhaltung führen zu erheblichen Co-Benefits durch die gleichzeitige Reduktion von Klimagasen, Lärm, Landverbrauch, innerstädtischer Aufheizung.


Im Resümee der DGP-Dokumentation fiel auf, dass die Ärzte erstens und erstaunlicherweise direkte politische Handlungsempfehlungen gaben, und zweitens, weniger erstaunlich, mehr Forschungsgelder forderten. Beides zusammengenommen machte das Positionspapier des Verbandes nicht glaubwürdiger und dürfte die Hauptursache für das Gegenpapier der über 100 Lungenärzte gewesen sein, die sich damit nicht abfinden wollten.


Zusammengefasst konnte man feststellen: Die Mediziner waren sich nicht einig über die Auswirkungen von NO2 und anderen Umweltbelastungen, zumal Dieter Köhler im Frühjahr 2019 einräumen muss, dass ihm bei seinem Pro-Diesel-Papier signifikante Rechenfehler unterlaufen waren. Zwar blieb unbestritten, dass Belastungen nicht gut für die Menschen sind, die Frage war jedoch, in welchem Ausmaß und welcher Kausalität. Als diese vehemente Diskussion Anfang 2019 unter Mediziner aufkam, hatten die Gerichte allerdings längst über Fahrverbote entschieden. Die EU hatte die Grenzwerte Jahre zuvor festgelegt, der deutsche Gesetzgeber hat sie übernommen und sie stellten die Richtwerte für die Rechtsprechung nicht nur in Deutschland dar. Der Einwurf der Ärzte kam also um Jahre zu spät.


Diese medizinische Betrachtung ist im vorliegenden Buch bewusst vorangestellt, denn alle Dieselkritiker waren und sind losgelöst von politischen, ideologischen und wirtschaftlichen Interessen in einem geeint: Sie vertreten dem Vernehmen nach die Gesundheit der Bevölkerung.


Die Diskussionen, ob die Grenzwerte sinnvoll festgelegt sind, und übrigens auch darüber, ob bei der Messung der tatsächlichen Umweltbelastung in den Städten alles mit rechten Dingen zugegangen ist, entschuldigt allerdings keineswegs das systematische Fehlverhalten der Autohersteller – von der Inkaufnahme der drastisch überhöhten Werte über die millionenfache Schummelei bis hin zur Weigerung, die betrogenen Kunden angemessen zu entschädigen.


Acht Millionen Feinstaub-Tote pro Jahr


2021, also zwei Jahre nach der Diskussion der Lungenärzte 2019, veröffentlichte ein Team von Wissenschaftlern der University of Birmingham in der renommierten Fachzeitschrift Environmental Research eine umfassende Studie über die Auswirkungen der Luftverschmutzung auf Grundlage von Daten aus dem Jahr 2018.26 Die Ergebnisse waren erschreckend. Laut Studie geht einer von fünf Todesfällen weltweit auf die Luftverschmutzung durch Kohle, Benzin oder Diesel zurück. Pro Jahr sterben demnach mehr als acht Millionen Menschen an Krankheiten, die auf die besonders kleinen Feinstaubpartikel mit einem Durchmesser von weniger als 2,5 Mikrometern zurückgeführt werden, die beim Verbrennen fossiler Energieträger entstehen. Die höchsten Todesraten durch Luftverschmutzung gab es den Angaben zufolge in Indien und China. Aber auch im Osten Nordamerikas und in Europa war der Anteil höher als im globalen Durchschnitt. Für Deutschland schätzten die Forscher, dass jährlich beinahe 200.000 Menschen vorzeitig aufgrund von Feinstaub sterben – rund 22 Prozent aller Todesfälle. Besonders belastet sahen die Wissenschaftler die Luft im Ruhrgebiet, in Berlin, Frankfurt und Hamburg.


Die in der Studie von 2021 genannten Zahlen lagen deutlich höher als vorherige Schätzungen zur Sterblichkeit durch Luftverschmutzung. So gab zum Beispiel die Studie „Global Burden of Disease“ die Anzahl der weltweiten Todesfälle mit 4,2 Millionen an. Für Europa war ein Bericht der EU-Umweltagentur EEA zum Ergebnis gekommen, dass jährlich etwa 400.000 EU-Bürger vorzeitig aufgrund von Luftverschmutzung sterben, das wäre nur rund jeder zwölfte Todesfall.


Doch über die verschiedenen Zahlen hinweg herrscht in der Wissenschaft Einigkeit darüber, dass Feinstaub – insbesondere die feineren Partikel – selbst in geringer Konzentration Lebenszeit kostet. Belastete Luft schädigt vor allem die Atemwege und das Herz-Kreislauf-System. Sie kann zu Schlaganfällen, Herzinfarkten, Lungenkrebs und weiteren Krankheiten beitragen.27




Chronologie eines Desasters


Verbrennungsmotoren kommen seit Jahren den gesetzlich vorgeschriebenen Abgasnormen nicht nach. Die Hersteller wissen das und behalten dieses Wissen über Jahre hinweg für sich. Gleichzeitig manipulieren sie die Motorsteuerungssoftware derart, dass sich die Autos beim Testen auf dem Prüfstand sauberer verhalten als im realen Fahrbetrieb. Wie ein Hippie auf Drogen, der lebt, als ob es kein Morgen gäbe, bringt die deutsche Autoindustrie immer neue Modelle heraus und lobt sich selbst in den Himmel für ihren vermeintlich „sauberen Diesel“.


Es kommt, wie es kommen musste – irgendwann fällt der Betrug auf. Daraufhin sind alle völlig überrascht, niemand wusste etwas, auf jeden Fall ist keiner schuld. Zudem prasselt es „Argumente“, die eher an den Hippie auf Entzug als an die Spitze der deutschen Wirtschaftselite erinnern: Die Abgasnormen sind sowieso unrealistisch streng, jede Beeinträchtigung der Autoindustrie gefährdet Arbeitsplätze und es ist ohnehin die eherne Aufgabe der deutschen Politik, die deutsche Industrie zu schützen. Um beim Vergleich mit dem Hippie zu bleiben: So ungesund ist das Koksten gar nicht, und der Dealer hat eine Frau und zwei Kinder zu ernähren.


Kriminalität existiert seit Menschengedenken und Gesetze werden übertreten, seit es sie gibt. Aber noch nie zuvor hatte sich eine ganze Branche, geradezu die Speerspitze der deutschen Industrie, zu einem derartigen gemeinsamen kriminellen Vorgehen hinreißen lassen. Eine Clique angesehener Topmanager verhielt sich wie eine Gruppe gesetzloser Hippies – und VW war der Oberhippie, der Anführer des automobilen Clans.


Schicksalstag für VW


Der 15. November 2006 gilt als der Tag, an dem sich das Schicksal des VW-Konzerns entschied. Der junge Motorenentwickler Peter L. hatte einen heiklen Termin: Er wollte nach oben berichten, dass er in der Steuerungssoftware des neuen Dieselmotors EA 190 ein paar Zeilen Programmcode entdeckt hatte, die ihm verdächtig erschienen. Er wollte die Computerbefehle, die die Abgasreinigung abschalteten, aus dem Programm nehmen. So gab er es später bei der Staatsanwaltschaft zu Protokoll. Gemeinsam mit seinem Abteilungsleiter Karl P. hatte er daher um ein Gespräch mit dessen Chef Martin G. gebeten, dem enge Kontakte bis hin zum Vorstand nachgesagt wurden. Sowohl Peter L. als auch Karl P. schienen das Ziel gehabt zu haben, ein klares Verbot für den Einsatz der Schummelsoftware zu erhalten. Doch genau das passierte nicht. Laut Anklageschrift, die die Staatsanwaltschaft kurz vor Ostern 2019 dem Landgericht Braunschweig vorlegte, begann das Dieseldesaster genau am 15. November 2006 und schmorte bis zum 22. September 2015 im Verborgenen, also beinahe neun Jahre lang, bis VW den Betrug offen zugeben musste.28


Das lag möglicherweise auch daran, dass man 2006 nicht noch einen weiteren Skandal glaubte verkraften zu können. Der VW-Konzern kämpfte zu dieser Zeit nämlich noch mit den Folgen einer anderen Krise: Im Juli 2005 war die sogenannte Betriebsratsaffäre aufgeflogen. Offenbar waren Arbeitnehmervertreter über Jahre hinweg mit überhöhten Gehältern, Fernreisen, Bordellbesuchen und weiteren Leistungen bestochen wurden, um die Kollegen bei Laune zu halten. Der langjährige Betriebsratsvorsitzende Klaus Volkert und Personalvorstand Peter Hartz, Namensgeber der Hartz-IV-Leistungen, wurden deshalb zu Hafttrafen verurteilt.29


Ein erneuter Skandal, bei dem es immerhin um den Betrug an Zulassungsbehörden und Kunden ging, kam der Führungsriege des Konzerns damals also besonders ungelegten. Und so machten letztlich alle mit, das Dieseldesaster nahm seinen Lauf. Die Staatsanwaltschaft Braunschweig bezifferte die Schadenssumme in ihrer Anklageschrift auf beinahe 78 Milliarden Euro – eine gewaltige Summe, die durch eine Fehlentscheidung am 15. November 2006 verursacht wurde und sich zu dem bis dato größten Betrugsfall der Bundesrepublik Deutschland auswuchs.30


Die Entscheidung zum Einbau der Schummelsoftware war wohl bereits während der Amtszeit des damaligen VW-Chefs Bernd Pischetsrieder zwischen 2005 und 2006 gefallen, und zwar entweder in der Motorenentwicklung in der VW-Zentrale in Wolfsburg oder bei der VW-Tochter Audi in Ingolstadt.


Die Aufdeckung


Seit 13. Januar 2013 verbot eine EU-Verordnung die Verwendung von Abschalteinrichtungen genau in der Form, wie sie am 18. September 2015 bei VW aufgedeckt wurden.31


Schon im Mai 2014 stellte das International Council on Clean Transportation (ICCT) in Zusammenarbeit mit der West Virginia University (WVU) erstmals enorme Differenzen beim Stickoxidausstoß von Dieselfahrzeugen der VW-Gruppe fest. Zwar erfüllten die Wagen unter Testbedingungen auf einem Prüfstand des California Air Resources Board die Vorgaben der US-amerikanischen Environmental Protection Agency (EPA). Aber unter realen Bedingungen ermittelten die Experten von der WVU mit einem transportablen Messsystem (PEMS) beim VW Jetta VI Stickoxidwerte 15- bis 35-fach und beim VW Passat fünf bis 20-fach über dem gesetzlichen US-Grenzwert. Man muss sich die Zahlen klarmachen: Wir reden nicht vom doppelten Wert, kaum vom zehnfachen, sondern vom 20-fachen und sogar mehr. Am 18. September 2015 wurde öffentlich, dass die US-amerikanische Behörden ein Ermittlungsverfahren gegen Volkswagen wegen der gesetzeswidrigen Verwendung von Abschalteinrichtungen einleitete. Die US-Umweltschutzbehörde EPA sendete eine Notice of Violation („Mitteilung eines Rechtsverstoßes“) gegen die Volkswagen Group of America und erläuterte darin en detail die juristischen Vorwürfe hinsichtlich des Verstoßes gegen den US-amerikanischen Clean Air Act. Es standen Strafen von bis zu 18 Milliarden Dollar im Raum und das US-Justizministerium und der New Yorker Generalstaatanwalt Eric Schneiderman leitete Ermittlungen gegen VW ein. Am 14. Oktober 2015 schloss sich die Federal Trade Commission (FTC) den Ermittlungen der PEA und des US-Justizministeriums an, und zwar wegen irreführender Werbekampagnen („Clean Diesel“).32


Laut VW war die Schummelsoftware in rund elf Millionen Fahrzeugen mit den Motorenreihen VW EA189 im Einsatz, in den USA darüber hinaus bei der Nachfolgereihe VW EA288. Im November 2015 gab die EPA bekannt, dass auch Fahrzeuge von Audi und Porsche betroffen waren.33


Im Oktober 2014 wurde klar, dass die Branche ebenso wie die zuständigen Behörden bereits gut ein Jahr zuvor im Grunde Bescheid wussten. Mutmaßlich gab es sogar schon einen Hinweis von einem Automobilzulieferer Mitte 2012 an den damaligen EU-Kommissar Antonio Tijana, die Autohersteller würden die Abgaswerte in Zulassungstests elektronisch manipulieren. Jedenfalls forderte Tijani die Verkehrsminister der EU-Staaten damals schon schriftlich dazu auf, die Überwachung der Autoindustrie zu verbessern, allerdings ohne den entscheidenden Hinweis auf die Manipulation der Abgaswerte.34


Hingegen redete sich Volkswagen auf einen Softwarefehler heraus und rief im Dezember 2014 die beinahe 500.000 betroffenen Wagen zurück, um eine neue Software aufzuspielen. Doch es war zu spät, um die Schummelei fortzusetzen. Die Behörden entdeckten, dass die neue Software praktisch keine Verbesserungen mit sich brachte und drohten den 2016er-Fahrzeugen die Zulassung zu entziehen. Erst angesichts dieser Eskalation gab Volkswagen am 3. September 2015 den Betrug zu.35


Spätere Messungen bei anderen Herstellern ergaben, dass auch bei BMW, Daimler, Porsche, Ford, Opel, FiatChrysler, Renault, Nissan und weiteren Anbietern ähnlich extreme Abweichungen zwischen Prüfstand- und Alltagsbetrieb zutage traten, ein klarer Indikator für die Verwendung illegaler Abschalteinrichtungen.


Der Betrug funktionierte wie folgt: Die in den Fahrzeugen installierte Software erkennt, sobald sich der Wagen in einer Prüfungssituation befindet. Der standardisierte Testbetrieb wird durch ein unnatürliches Fahrverhalten – hohe Raddrehzahlen ohne Bewegung des Fahrzeugs – erkannt und daraufhin die Abgasaufbereitung so umgestellt, dass wenig Stickoxide (NOx) entstehen. Sobald der Wagen jedoch wieder im Alltag über die Straße rollt, wird die Abgaskontrollanlage teilweise außer Betrieb gesetzt, so dass die NOx-Emissionen erheblich höher sind. Clever getrickst – bis es auffiel.


Entwickelt wurde die illegale Software übrigens dem Augenschein nach von Bosch, und zwar bereits im Jahr 2007. Allerdings schien Bosch wohl von Anfang an gegenüber VW klargestellt zu haben, dass der Einsatz der zu Testzwecken bereitgestellten Software gesetzeswidrig war.36 Doch VW blieb keineswegs allein. Um nur ein weiteres Beispiel zu nennen: Im Mai 2017 wurde bekannt, dass beim Modell Fiat 500X die rechtlich festgeschriebene Dauer des Prüfzyklus von 20 Minuten schamlos ausgenutzt wurde. Nach genau 22 Minuten schaltete eine einprogrammierte Abschaltvorrichtung die Filtersysteme ab.37


Sehr umfangreiche Untersuchungen des Emissions-Kontrolle-Institut (EKI) der – allerdingst äußerst umstrittenen – Deutschen Umwelthilfe (DUH) kamen zu dem Ergebnis, dass keineswegs nur ältere Dieselfahrzeuge der Euro-5-Norm oder noch älter die Grenzwerte überschritten, sondern auch die überwiegende Mehrzahl der seit 2015 ausgelieferten Euro-6-Modelle weit jenseits der gesetzlichen Grenzwerte lag. Demnach hielten nicht einmal neun Prozent der seitdem zugelassenen Euro-6-Diesel im realen Fahrbetrieb den geltenden NOx-Grenzwert von 80 Milligramm pro Kilometer ein. Im Durchschnitt der vom EKI 1.200 getesteten Fahrzeuge wurde dieser Wert um das 5,5-fache überschritten. 38 Nochmals: Die Wagen stießen nicht doppelt oder dreimal soviel Dreck aus wie angegeben, sondern über fünfmal mehr. Schon eine Untersuchung der Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg (LUBW) aus dem Jahr 2014 kam zu dem Ergebnis, dass keines der getesteten Fahrzeuge dreier Hersteller außerhalb des Teststands die Euro-6-Grenzwerte einhielt; getestet wurden die Modelle Volkswagen CC 2.0 TD, BWM 320d und Mazda 6.2.2 Skyactiv-D.39 Im Juni 2018 wurde bekannt, dass das Kraftfahrtbundesamt (KBA) bei Daimler insgesamt fünf illegale Abschalteinrichtungen entdeckt hatte. Betroffen waren offenbar rund eine Million Dieselfahrzeuge, der Großteil davon Euro-6-Diesel. Der Konzern mit dem Stern legte daraufhin eine Liste betroffener Fahrzeuge vor, die für Erstaunen sorgte. Einerseits standen Modelle auf der Liste, die des Amt noch gar nicht angemahnt hatte, andererseits fehlten vom Amt bereits monierte Modelle. Doch Daimler kam es dabei augenscheinlich gar nicht auf solche Details an. Vielmehr wollte der Konzern einen „Deal“ aushandeln und erklärte, man „wolle die Rückrufe beim Vita und den anderen gemeldeten Modelle nur akzeptieren …, wenn im Gegenzug das KBA das Unternehmen nicht weiter mit Prüfungen behelligt“. Es war offenbar der Versuch, eine Art „Amnestie“ herauszuhandeln: Ein letztes Softwareupdate, dann werden alle Ermittlungen eingestellt. Doch der gesamte Skandal war zwischenzeitlich zu stark in der Öffentlichkeit präsent, als dass ein solcher Hinterzimmerdeal noch ernsthafte Chance hatte, durchzukommen.


Anfang 2021 wies das Kraftfahrtbundesamt nachträglich nahezu alle Widersprüche von Daimler gegen die Dieselrückrufe zurück. Das KBA verfestigte seine Einschätzung, dass Daimler in Hunderttausenden Dieselfahrzeugen eine unzulässige Abgastechnik verwendet hatte. Von den Rückrufen waren EU-weit etwa 1,4 Millionen Fahrzeuge betroffen, davon etwa 600.000 in Deutschland.40


Otto betrügt auch


Neben Diesel- waren offensichtlich auch Ottomotoren vor den Manipulationen nicht gefeit. VW selbst räumte Anfang November 2015 ein, dass allein in Deutschland 98.000 Fahrzeuge mit dem Ottomotor 1,4 TSI ACT mit Schummelsoftware ausgestattet worden waren. Es stellte sich heraus, dass insgesamt 24 VW-Modelle mit Ottomotoren betroffen waren, darunter die Modelle Seat Ibiza, VW Polo, VW Jetta und Seat Leon.41


Erst zwei Jahre nach der Aufdeckung durch die US-Behörden fand in Deutschland am 2. August 2017 der erste Dieselgipfel statt, bei dem die Bundesregierung gemeinsam mit den deutschen Automobilherstellern nach Lösungen suchte, um das Problem zu beheben, zu beerdigen, auszulöschen, wie immer man es nennen wollte. Gleichzeitig begann eine Diskussion über die Zukunft des Automobils in Deutschland, die die nächsten Jahre hinweg anhalten und die politische Diskussion in Deutschland maßgeblich bestimmen sollte. Mit der Diesel- konnten ebenso wie mit der Asyldebatte Wahlen gewonnen und verloren werden. Es waren und sind immer noch hochemotionale Themen, die in der Bevölkerung auf breiter Front Zustimmung und vor allem auch Ablehnung erfahren. Die Coronakrise 2020/21 hat diese Emotionen zugedeckt, aber nicht ausgelöscht.


Manipulationen aller Orten


Der Skandal begann bei VW, aber er weitete sich rasch auf andere Hersteller aus. Zum 1. Januar 2015 erfüllten insgesamt 12,94 Millionen in Deutschland zugelassener Pkw die Abgasnorm Euro 5, darunter 5,79 Millionen Dieselfahrzeuge – zumindest auf dem Papier.42 Die Zahlen machten die Dimension des Desasters deutlich.


Audi musste nach Anweisungen des Bundeskraftfahrtamtes beinahe 130.000 Fahrzeuge der Abgasnorm Euro 6 umrüsten. Betroffen waren die Audi-Modelle A4, A5, A6, A7, A8, Q5, SQ5 und Q7 – also ein erheblicher Teil der gesamten Modellpalette. Beim BMW 750d xDrive stellte die DUH im Frühjahr 2017 das Achtfache der zulässigen Menge an ausgestoßenen Stickoxiden fest; kurz darauf kam es zum amtlichen Rückruf für eine Reihe von BMW-Modellen, um die „vorhandenen unzulässigen Abschalteinrichtungen“ in der Motorsteuerung durch eine Softwareaktualisierung zu entfernen.43 Aus einem Durchsuchungsbericht des Amtsgerichts Stuttgart vom Juli 2017 ging hervor, dass zwischen 2008 und 2016 mehr als eine Million Mercedes-Fahrzeuge mit einer gesetzeswidrigen Abschalteinrichtung ausgeliefert wurden. Am 27. Juli 2017 erhielt der Porsche Cayenne Diesel ein Zulassungsverbot;44 für 22.000 Fahrzeuge wurde ein Pflichtrückruf angeordnet. Augenscheinlich gab es kaum einen Hersteller, der nicht über Jahre hinweg systematisch die Umweltwerte seiner Autos aufgebessert und damit letztlich Kunden, Aktionäre, Ämter und Öffentlichkeit belogen und betrogen hatte.


Nichts getan, nichts geahnt, nichts gewusst


Nichts getan, nichts geahnt, nichts gewusst und für nichts verantwortlich – so lässt sich die Reaktion der oberen Etagen in den Autokonzernen zusammenfassen. Zugegeben wurde höchstens, was sich nicht mehr leugnen ließ, weil es andere längst aufgedeckt hatten. Zu letzteren Kategorie gehörte das Geständnis des damaligen Vorstandsvorsitzenden der Volkswagen AG, Martin Winterkorn, vom 20. September 2015, in dem er das Vergehen öffentlich zugab. Am 22. September 2015 entschuldigte er sich: „Es tut mir unendlich leid, dass wir dieses Vertrauen enttäuscht haben. Ich entschuldige mich in aller Form bei unseren Kunden, bei den Behörden und der gesamten Öffentlichkeit für das Fehlverhalten“.45 Geständnis und Entschuldigung kamen zu einem Zeitpunkt, als der Konzern längst überführt war.


Dennoch betonte Winterkorn nur einen Tag später, also am 23. September 2015, dass er sich „keines Fehlverhaltens bewusst“ sei. Um einen personellen Neuanfang zu ermöglichen, bat er immerhin den Aufsichtsrat, seinen Vorstandsvertrag aufzuheben. Am 25. September übernahm der bisherige Vorstandsvorsitzende der Porsche AG, Matthias Müller, den Vorsitz im Konzernvorstand. 46 Es gab wohl kaum ein besseres Beispiel dafür, wie man einem alten deutschen Sprichwort zufolge den Bock zum Gärtner macht: Kurze Zeit später stellte sich heraus, dass Porsche ebenfalls in die Manipulationen verwickelt war.


Zu diesem Zeitpunkt war längst ein Milliardenschaden zu beklagen. VW stoppte den Verkauf der betroffenen Dieselfahrzeuge in den USA und in Kanada und bildete für das dritte Quartal 2015 Rückstellungen in Höhe von 6,5 Milliarden Euro, was mehr als der Hälfte des Jahresgewinns 2014 entsprach.47 Erstmals seit über 15 Jahren musste VW einen Verlust vor Zinsen und Steuern von rund 3,5 Millionen Euro hinnehmen. Am 28. Oktober 2015 gab VW-Finanzvorstand Frank Witter bekannt, dass die Minderung des Konzerngewinns auch zu niedrigeren Steuerzahlungen führen werden.48 Gut für VW, schlecht für den deutschen Steuerzahler, und verheerend für die Steuermoral. Wer will schon steuerehrlich in einem Staat bleiben, in dem Lug und Betrug durch Steuerminderungen belohnt werden. Einzig Strafzahlungen als Folge eines Strafverfahrens konnte VW nicht von der Steuer absetzen.


Das alles wäre vermeidbar gewesen, hätten die Alarmglocken früher geschellt. Aus einem Prüfbericht der internen Revision von VW ging hervor, dass ein VW-Techniker bereits 2011 den damaligen Leiter der Aggregateentwicklung der Marke Volkswagen, Heinz-Jakob Neußen, vor illegalen Praktiken mit Abgaswerten warnte. Die Warnung verhallte ungehört. 49 Laut internen Ermittlungen wurde dem VW-Aufsichtsrat am 26. September 2016 ein erster Zwischenbericht vorgelegt. Gemäß diesem Bericht fiel die Entscheidung zur Manipulation der Software in Dieselfahrzeugen bereits in den Jahren 2005 und 2006 bei der Motorenentwicklung in der VW-Zentrale in Wolfsburg. Teilnehmer einer Sitzung am 20. November 2006 gaben an, dass der damalige Leiter der Motorentwicklung, Rudolf Krebs, den Einbau der Schummelsoftware gebilligt habe; Krebs stritt dies ab. Mehrere Personen sollen zudem zu Protokoll gegeben haben, dass der Ex-Entwicklungschef Ulrich Hackenberg eingeweiht gewesen sei. Ab 2008 waren in den USA Motoren mit der Betrugssoftware verkauft worden.50


Schummelei auf Vorstandsebene seit 2014


Spätestens 2014 schien die Schummelei die Vorstandsebene erreicht zu haben. So räumte die VW-Konzernführung im März 2016 ein, dass der damalige Vorstandsvorsitzende Martin Winterkorn im Mai 2014 und erneut im November 2014 darüber informiert worden sei, dass einige VW-Modelle unter Straßenbedingungen das 35-fache des erlaubten Stickoxidwertes ausstoßen.51 Im Juli 2015 schien die Problematik erneut auf einem konzerninternen Treffen besprochen worden zu sein, an dem auch der damalige VW-Markenchef Herbert Diess, der 2018 zum Vorstandsvorsitzenden der Volkswagen AG aufrückte, teilnahm. Im Juni 2016 erhob die Staatsanwaltschaft Braunschwein Anklage gegen Winterkorn und Diess.52 Es erschien ebenso selbstverständlich wie es unverständlich war, dass sowohl Winterkorn als auch Diess auf der VW-Hauptversammlung im Juni 2016 zusammen mit dem gesamten ehemaligen Konzernvorstand entlastet wurden. Die „Entlastung“ eines Vorstands bedeutet, dass er alles richtig gemacht hat und daher keine Haftung für Vorkommnisse aus seiner Vorstandstätigkeit mehr besteht. Angesichts der damals schon bekannten Faktenlage war das ungefähr so, als ob man den Mafiabossen bescheinigt, ehrbare Kaufleute zu sein. Der Vorfall war umso unfassbarer, als er überhaupt nur möglich war, weil sich die niedersächsische Landesregierung bei der Abstimmung zur Entlastung der augenscheinlich von Ahnungslosigkeit geplagten Vorstandsriege der Stimme enthielt. Man konnte das nur dahingehend deuten, dass die Autobosse entweder hochkriminell waren oder keinen Schimmer hatten, was in ihren Konzernen direkt unter ihren Augen geschah.


Im April 2016 förderten konzerninterne Untersuchungen der Anwaltskanzlei Jones Day zutage, dass alle an der Entwicklung der Motoren beteiligten Führungskräfte unterhalb der Vorstandsebene als „belastet“ zu gelten haben.53 Die New Yorker Staatsanwaltschaft gab in einer Anklageschrift vom Juli 2016 an, dass sowohl Martin Winterkorn als auch Matthias Müller bereits 2006 von der Verwendung einer Abschaltvorrichtung bei der VW-Tochter Audi gewusst hatten. 54 Im September 2016 tauchte die E-Mail eines Audi-Mitarbeiters aus dem Jahr 2007 aus, in der dieser schrieb, „ganz ohne Bescheißen“ werde man die Emissionsvorgaben in den USA nicht erfüllen können.55 In einem internen VW-Papier wurde deutlich, dass die konzerninternen Anwälte schon frühzeitig darauf hinwiesen, dass diese Abschaltvorrichtungen an mehreren Automatikgetrieben unter dem Begriff „Warmlaufprogramm“ nicht rechtmäßig waren. Der Betrug zog ich also über Jahre hinweg über zahlreiche Ebenen im Konzern hin; es handelte sich nicht etwa um das Werk einiger weniger Ingenieure, sondern der Konzern betrog fortwährend und systematisch.


Alle wussten davon – und taten überrascht


Doch die zuständigen Aufsichtsbehörden hätten besser nicht so überrascht getan, als die Manipulationen schließlich ans Tageslicht gelangten. Schon im Mai 2008 warnte das Umweltbundesamt vor Manipulationen durch Software und regte ein neues Konzept für ein Überwachungssystem an, um den Manipulationen entgegenzuwirken. Diese Hinweise des Umweltbundesamtes wurden indes später aus einem Bericht des Bundesumweltministeriums (BMU) gelöscht, da diese Erkenntnisse laut zuständigem BMU-Mitarbeiter „Tretminen“ seien. Zudem war bereits im Mai 2010 in einer Studie über die Einschätzung des ADAC zu lesen, dass bei allen Dieselherstellern nur mittels Abschaltvorrichtungen bei Prüfungen die Grenzwerte eingehalten werden, die jedoch im Realbetrieb auf der Straße deutlich überschritten wurden. Die Studie war laut ADAC der Bundesregierung und den zuständigen Ministerien bekannt.56


TÜV gibt sich unschuldig


Der für die Überprüfungen der Fahrzeuge in Deutschland zuständig TÜV redete sich heraus, die Bundesregierung habe den TÜV-Prüfern auf Drängen der Automobilindustrie untersagt, die Motorensoftware der Fahrzeuge zu untersuchen. Der Vorsitzende des Verbandes der TÜV, Guide Rettig, gab zu Protokoll: „Wir haben leider gesetzlich keinerlei Möglichkeiten, Einblicke in die Motorsteuerung und die dort verbaute Software der Fahrzeuge zu nehmen. … Aus diesem Grund hatten unsere Sachverständigen keine Chance, die Manipulationen bei Stickoxiden von Dieselfahrzeugen zu erkennen“.57 So einfach konnte man es sich natürlich machen, aber es stärkte nicht gerade das Vertrauen in die Kompetenz und Verantwortung des TÜV. Ganz am Rande stellte sich umso drängender die Frage, welche Institution eigentlich die Software in der künftigen Generation selbstfahrender Autos überprüfen soll. Dem TÜV muss man angesichts der Unfähigkeit beim Dieseldesaster wohl die Fähigkeit dazu vehement absprechen – obgleich der TÜV genau diese Prüfungen zu einem wichtigen Geschäftsfeld für die 2020er Jahre und darüber hinaus erklärt hat.


Doch nicht nur die Bundesregierung hat lieber weggesehen, auch die Europäische Union befleißigte sich der Tatenlosigkeit. Immerhin wurde die Europäische Kommission bereits 2010 durch ihren eigenen wissenschaftlichen Dienst über Unregelmäßigkeiten bei Emissionstests und den Verdacht eines eingebauten „defeat device“ informiert. Seit 2011 wusste die EU-Kommission zudem von einem Zulieferer, dass Autohersteller in der Europäischen Union mit manipulierten Motorsteuerungen bei Abgasmessungen betrügen. 2013 warnte eine Studie der Umweltabteilung der EU-Kommission vor „zunehmenden Beweisen illegaler Praktiken, die die Luftreinhaltungssysteme umgehen“. Der damalige Direktor der Umweltabteilung, Karl Falkenberg, appellierte im November 2014 an den Direktor der Marktabteilung, Daniel Calleja Crespo, die Unregelmäßigkeiten bei den Emissionstests in Augenschein zu nehmen. Das alles hinderte die zuständige EU-Kommissarin Elzbieta Bienkowska allerdings nicht, später vor dem EU-Parlament zu versichern, die Kommission habe nichts von dem Betrug gewusst.58 Diese Dreistigkeit aus der Politik stand der kriminellen Energie in der Automobilbranche kaum nach. Immerhin beschloss der zuständige Fachausschuss der Europäischen Kommission im Mai 2015, dass die Zulassungsprüfungen insbesondere in Bezug auf Stickoxidemissionen künftig nicht nur unter Laborbedingungen, sondern auch im realen Fahrbetrieb auf der Straße erfolgen sollten.59


Politik für Diesel und deutsche Arbeitsplätze


Die Zurückhaltung der Politik vor allem in Deutschland beim Dieseldesaster war nicht zuletzt dadurch bedingt, dass Politiker den Verfall der deutschen Automobilindustrie und damit den Wegfall Hunderttausender von Arbeitsplätzen befürchteten. Bezeichnend für diese Haltung war die Aussage des damaligen Bundeswirtschaftsminister Siegmar Gabriel, der nach Bekanntwerden des Skandals im September 2015 von einem „schlimmen Vorfall“ sprach, aber beinahe im selben Atemzug betonte, der Begriff „Made in Germany“ sei weltweit ein Qualitätsbegriff. Am 8. Oktober 2015 warnte er vor dem Abbau von 70.000 Arbeitsplätzen, die an der modernen Dieseltechnologie hängen.60


In diesem Sinne war es nur konsequent, wenn die Bundesregierung nach Bekanntwerden des VW-Skandals Druck auf die EU-Kommission und das EU-Parlament ausübte, um die gesetzlich vorgeschriebenen Grenzwerte soweit zu schwächen, dass auch Autos eine Zulassung erhalten, welche die zum Zeitpunkt der Entscheidung gültigen Grenzwerte für Schadstoffausstoß um das Doppelte übertrafen.61 In den USA wurde die deutsche Botschaft nicht müde zu betonen, dass eine Beschädigung des VW-Konzerns „nicht im Interesse der deutsch-amerikanischen Beziehungen“ sei.62 Schaden von VW und den anderen deutschen Autoherstellern abzuwenden war der Bundesregierung also wichtiger als Aufklärung. Der Schutz der Betrüger schien zu einer nationalen Angelegenheit geworden zu sein.


Der Staat sorgt sich – um sich selbst


Immerhin erhob Bayern im August 2016 als erstes Bundesland Klage gegen Volkswagen – allerdings nicht aus Sorge um die betrogenen Kunden, sondern um die Aktionäre. Der Pensionsfonds der Landesbediensteten hielt nämlich seit September 2015 rund 58.000 Vorzugsaktien von VW. Durch den Kursverlust sei ein Schaden von bis zu 700.000 Euro entstanden monierte der damalige bayerische Finanzminister Markus Söder, der 2018 zum Landesvater der Bayern aufstieg.63 Mit der gleichen Begründung – der Pensionsfonds für Beamte sei bedroht – erhob im September 2016 das Bundesland Hessen Klage gegen VW, nur die Schadenssumme war dieses Mal mit bis zu 3,9 Millionen Euro deutlich höher. Baden-Württemberg rechnete sich einen Schaden von bis zu 400.000 Euro aus und reichte ebenfalls Klage ein.64 Gut, dass die Länder sich wenigstens um ihr Geld und das ihrer Beamten sorgten, die waren schließlich wichtiger als der Durchschnittsdieselfahrer, der auf das Komplott von Politik und Wirtschaft hereingefallen war, möchte man ironisch sagen. Wer sich über Politikverdrossenheit, den Ruf nach einer neuen Politik und den damaligen politischen Rechtsruck der Republik beklagte, hätte im Dieseldesaster wesentliche Fundstücke finden können.65


Es waren auch nicht etwa die damaligen Regierungsparteien CDU/CSU oder SPD, die Ende April 2016 die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses im Deutschen Bundestag zur parlamentarischen Aufarbeitung des Abgasskandals beantragten, sondern die Bundestagsfraktionen der Linken und Bündnis 90 / Die Grünen. Am 7. Juli 2016 konstituirte sich dieser fünfte Untersuchungsausschuss der 18. Legislaturperiode. 66 Der Ausschuss ließ Experten Gutachten vortragen und befasste sich mit der juristischen Einordnung des Skandals. Der ehemalige VW-Chef Martin Winterkorn ließ sich im Januar 2017 vom Ausschuss befragen, der ehemalige VW-Aufsichtsratsvorsitzende Ferdinand Piëch lehnte es ab, vor dem Ausschuss überhaupt zu erscheinen.


VW weltweit im Visier


Die Dieselmanipulationen machten VW nicht nur in Deutschland und den USA zu schaffen, sondern in vielen, sehr vielen Ländern. In Großbritannien bat der Vorsitzende der Volkswagen Group United Kingdom, Paul Willis, am 12. Oktober 2015 vor dem britischen House of Commons „ehrlich und uneingeschränkt“ um Verzeihung für die Manipulationen. Am 27. März 2018 begann eine Anhörung vor dem Obersten Gerichtshof Englands zur Klärung von Schadensersatzansprüchen von VW-Kunden.67


In Italien leitete das Verkehrsministerium Ermittlungen gegen VW ein und forderte am 25. September 2015 die Überprüfung von rund 1.000 Fahrzeugen.68 In der Schweiz drohte das Bundesamt für Straßen am 25. September 2015 damit, betroffenen Fahrzeugen der Marken Audi, Seat, Skoda und VW die Zulassung zu entziehen. In Kanada forderte die Wettbewerbsbehörde des Landes am 19. Dezember 2016 von VW und Audi, zur Beilegung eines Rechtsstreits umgerechnet bis zu 1,5 Milliarden Euro an kanadische Autokäufer zu zahlen. Man merke auf: In Kanada ging es im Unterschied zu Deutschland um die Entschädigung der Kunden, nicht um Bußgelder für das Land. Die indische Regierung ordnete Untersuchungen an. Südkorea zog 2016 für 80 Modelle des VW-Konzerns die Zulassung zurück und ordnete eine Strafe von 14,3 Millionen Euro an. Der norwegische Staatsfonds Statens verklagte VW wegen Verlusten aus Aktiengeschäften auf Hunderte Millionen Euro.69


Die Länderliste ließe sich fortsetzen, VW sorgte dafür, dass die Marke „Made in Germany“ weltweit Schaden nahm. Das größte Desaster entstand für VW indes in den USA. Der Konzern ging zunächst von 7 bis 8 Milliarden Dollar Folgekosten aus. Doch am 4. Januar 2016 reichte das Justizministerium der Vereinigten Staaten eine Zivilklage gegen die Volkswagen AG, Audi AG, Volkswagen Group of America Inc., Volkswagen Group of America Chattanooga Operations LLC, Porsche AG und Porsche Cars North America Inc. auf Zahlung von 46 Milliarden Dollar Schadenersatz ein. Am 21. April 2016 wurde bekannt, dass sich VW mit den Aufsichtsbehörden und privaten Klägern auf eine ganze Reihe von Zahlungen und Maßnahmen im Wert von insgesamt etwa 15 Milliarden Dollar geeinigt hatte. Am 10. Januar 2017 wurde diese Einigung endgültig; das war insofern eine gute Nachricht für VW, als damit die juristischen und die finanziellen Risiken für den Konzern einen Deckel bekommen hatten.70


Die Mutter des Betrugs


Im Rahmen der konzerninternen Ermittlungen durch die US-amerikanische Anwaltskanzlei Jones Day wurde ab Juli 2016 immer deutlicher, dass die VW-Tochter Audi die „Mutter des Betrugs“ war. Audi hatte die Manipulationssoftware augenscheinlich schon seit 2004 in Betrieb. 71 Audis Werbeslogan „Vorsprung durch Technik“ bekam auf einmal einen ganz neuen Beigeschmack.


So stand der Fall Audi beispielhaft für die Hybris der deutschen Autohersteller. Mit, wie es die Staatanwaltschaft formulierte, großer „krimineller Energie“ gelang es dem Ingolstädter Automobilbauer, über Jahre hinweg Behörden und Verbraucher zu täuschen.


Im Frühjahr 2019 standen im Münchener Strafjustizzentrum vier Männer vor Gericht: der langjährige Audi-Chef Rupert Stadler, der frühere Motorenchef Wolfgang Hatz sowie zwei Ingenieure, die die Vorgaben aus der Chefetage perfekt umgesetzt hatten. Über Jahre hinweg hatte das Team immer größere Dieselautos mit enormen Motorleistungen auf den Markt gebracht, um sie mit illegalen Tricks als angeblich umweltfreundlich zu präsentieren. Versteht sich, dass die vier nicht allein waren; es kam zu Anklagen gegen weitere Beschuldigte. Mittlerweile war nämlich klar, dass ganze Abteilungen von Technikern und Computerspezialisten damit befasst waren, die für den Betrug erforderliche Schummelsoftware zu entwickeln und immer besser zu optimieren.72


Wesentliche Details kamen erst ans Licht, nachdem der italienische Ingenieur Giovanni Pamio als ein Hauptzeuge der Anklage aussagte. Seitdem galt er als einer der meistgehassten Männer bei dem Autohersteller. Der frühere Audi-Chef Rupert Stadler, der sich bis zum bitteren Ende an seinen Posten geklammert hatte, wurde im Juni 2018 in seiner Ingolstädter Villa verhaftet und in Untersuchungshaft gesteckt.73


Über Jahre hinweg baute Audi augenscheinlich Dieselfahrzeuge, die allen Gesetzen der Physik zu trotzen schienen: immer größer, immer schwerer, immer leistungsfähiger und immer umweltschonender. Exemplarisch war der Nobel-SUV Q7. Das über zwei Tonnen schwere Gefährt brachte mit Allradantrieb bis zu 435 PS auf die Straße. Dennoch fuhr der Bolide ausgesprochen umweltfreundlich, wenn man den Aussagen von Audi und den Abgastests Glauben schenkte. In Wirklichkeit jedoch war der Wagen vollgestopft mit modernster Technik, die nicht die Abgase reinigte, sondern Behörden wie Verbraucher ganz im Gegenteil über die wahren Emissionen täuschte. Drehzahl, Geschwindigkeit, Beschleunigung, Motor- und Außentemperatur – jedes Detail wurde von Sensoren erfasst und ausgewertet, damit der Motor erkennen konnte, wann er sich in einem Prüfzyklus befand und sich in dieser Zeit – und nur in dieser Zeit – sauber verhielt. Kaum dem Prüfstand entlassen und auf der Straße unterwegs, wurde der angeblich so umweltschonende Wagen geradezu zur Dreckschleuder, als ob es keine Grenzwerte, keinen Umweltschutz und keine Verantwortung gäbe.74


Wie frühzeitig firmenintern deutlich wurde, dass der Autobauer sehenden Auges auf eine Katastrophe zufuhr, ließ sich der E-Mail eines Technikers aus dem Jahre 2005 (!) entnehmen. Darin drückte der Audi-Mitarbeiter unmissverständlich die Warnung aus, dass es absehbar sei, dass der Autohersteller die immer schärferen Anforderungen in der EU und den USA nicht mehr erfüllen kann. Zu diesem Zeitpunkt war längst offensichtlich, dass auf der politischen Agenda der meisten Regierungen die Reduzierung der Autoabgase stand, um die Zerstörung des Klimas aufzuhalten und die Erde zu retten.75


Dass der politisch motivierte Druck bei Audi ankam, ließ sich daran erkennen, dass der Autohersteller auf eine neue Technik „Clean Diesel“ umstieg. Hierbei wurden die Stickoxidemissionen verringert, indem Harnstoff in den Abgasstrom eingespritzt wurde. Das Verfahren kam bereits bei Lkws zum Einsatz. Stolz verkündete Audi „den saubersten Diesel der Welt gebaut“ zu haben. Die Werbefilme aus der damaligen Zeit dienten später der Münchener Staatsanwaltschaft als Beweismittel. Die Autos fuhren keineswegs so sauber, wie es der Hersteller Glauben machen wollte, sie waren nur so perfekt manipuliert, dass sie alle Abgastests mühelos bestanden.76


„Emission Possible“ – Königsdisziplin des Betrugs


Wie skrupellos Audi vorging, verdeutlichte das Projekt „Emission Possible“ aus dem Jahr 2011. Unter dem in Anlehnung an den Film „Mission Impossible“ gewählten Namen versuchte sich Audi in der Königsdisziplin des Betrugs: Es galt, eine weltweit universelle Motorsteuersoftware zu entwickeln, die möglichst alle Abgasprüfsysteme rund um den Globus austricksen kann. Mit hoher krimineller Energie und einem enormen Programmieraufwand wurde die Superbetrugssoftware erstellt – eine Mafia-ähnliche Interpretation des Firmenslogans „Vorsprung durch Technik“. Zu einem späteren Zeitpunkt schien das Management allerdings doch angesichts der Dimension dieses Betrugsprojekts kalte Füße zu bekommen – das Projekt wurde eingestellt, die Software nicht vollendet.77


Offenbar dämmerte den Audi-Verantwortlichen, dass ihr böses Spiel nicht ewig weitergehen konnte spätestens, als der ebenfalls zum VW-Konzern gehörende Sportwagenhersteller Porsche seine Modelle auf Elektrifizierung ausrichtete. Da wurde für Audi klar, dass die Dieselgeschichte keine unendliche Fortführung haben würde. Doch erst spät, 2014, stellte Audi endlich eine erste Kombination aus Elektro- und Verbrennungsmotor vor. Jahre später erst begann die Produktion reiner E-Autos.


Entwicklungsvorstand Stefan Knirsch bestritt jedwede Kenntnis von einem Betrug. Nachdem der damalige Bundesverkehrsminister Alexander Dobrindt im Juni 2017 von einer „unzulässigen Abschaltvorrichtung“ in Euro-5-Modellen von Audi sprach, warf ihm Audi-Chef Rupert Stadler Aktionismus im Vorfeld der anstehenden Bundestagswahl im September 2017 vor. Nicht einmal ein Jahr später, im Juni 2018, wurde Rupert Stadler in Haft genommen. Die Staatsanwaltschaft warf ihm „Betrug sowie mittelbare Falschbeurkundung“ durch Inverkehrbringen von Dieselfahrzeugen mit manipulierter Abgasreinigung vor. Da er augenscheinlich versucht hatte, Beweismittel zu vernichten und Zeugen zu beeinflussen, ordnete der Staatsanwalt Untersuchungshaft für Stadler an. Im Herbst 2020 begann das Strafverfahren gegen ihn.78


Audi: Manipulation total


Audi wollte augenscheinlich nicht nur die Zulassungsbehörden über den tatsächlichen Schadstoffausstoß ihrer Fahrzeuge belügen, sondern auch Umweltbehörden und den ADAC. Aus internen E-Mails und Präsentationen des Jahres 2009 ging hervor, dass der Hersteller seine Techniker Strategien erarbeiten ließ, die Abgastests des ADAC und des Umweltbundesamtes zu erkennen. Die Dokumente von damals lasen sich wie die Verabredung und systematische Durchführung einer Verschwörung. Die verschiedenen Möglichkeiten zur Täuschung wurden in einer tabellarischen Übersicht gegenübergestellt. Das Unrechtsbewusstsein war offensichtlich dar, denn die „Aufdeckungswahrscheinlichkeit“ wurde abgewogen. Einer der Softwareentwickler versah eine am 8. Dezember 2009 an einen größeren Verteiler versandte E-Mail mit der eindringlichen Warnung: „Die mitgeschickte Präsentation bitte gleich wieder löschen... Das Ding darf nicht in falsche Hände geraten!“. Im Frühjahr 2019 ließ Audi lapidar mitteilen, den Vorgang nicht kommentieren zu wollen. Der ADAC konnte bei seinen Messungen keine Unregelmäßigkeiten entdecken. Ob die weitergehende Manipulationssoftware jemals zum Einsatz kam, war später nicht mehr zu klären.79


Audi: verwöhnt und träge


Der Nachfolger von Rupert Stadler als Audi-Chef, der Holländer Bram Schot, erklärte bereits zu seinem Amtsantritt Anfang 2019, was er von Audi hielt: Der lange währende Erfolge habe „viele verwöhnt und ein bisschen träge gemacht“, sagte er über die rund 90.000 Mitarbeiter.80 Sein Credo: Entweder steigt die Produktivität oder es werden weniger Beschäftigte benötigt. Als Folge des Dieseldesasters forderte er zudem mehr Ehrlichkeit in der konzerninternen Kommunikation und ein geringeres Hierarchiedenken. Es verlangte „hundert Prozent Transparenz“ und verstand darunter: „Da reicht es mir nicht, das wahr ist, was mir die Leute sagen. Ich will, dass mir die Leute alles sagen, was wahr ist.“ Das hätte einen Neuanfang für Audi darstellen können – sofern es Bram Schot gelungen wäre, seinen Ansatz durchzusetzen. Am 1. April 2020 wurde er von Markus Duesmann als Vorstandsvorsitzender der Audi AG abgelöst, der den Dieselskandal völlig hinter sich lassen wollte und alle Mühe aufbrachte, um Audi als Elektromarke neu zu etablieren.


Doch Anfang 2021, als sich Duesmann längst in der Euphorie der Elektromobilität wähnte, holte ihn die Vergangenheit seines Vorvorgängers ein. Das Kraftfahrtbundesamt hatte eine unzulässige Abschalteinrichtung in den 3,0 TDI-Motoren von Audi entdeckt. Der in Ungarn produzierte Motor kam in Dieselfahrzeugen der Marken Audi, VW und Porsche zum Einsatz – unter anderem im Porsche Cayenne und Macan sowie im VW Touareg und Amarok. Konsequenterweise ordnete das Kraftfahrtbundesamt 2021 den Rückruf von rund 200.000 Fahrzeugen von Audi, Volkswagen und Porsche an, um ein Softwareupdate aufzuspielen. Jahre, nach denen die Autoindustrie das Dieseldesaster längst vergessen machen wollte und vollmundig über die Segnungen der E-Mobilität schwadronierte, waren die Dieselkäufer also noch immer betroffen – von den Unsicherheiten des Updates, möglicherweise dennoch drohenden Fahrverboten und nicht zuletzt dem immensen Wertverlust der Fahrzeuge.81


Krise, welche Krise?


Als das Dieseldesaster bei VW seinen Anfang nahm, sprach der damalige Vorstandschef Martin Winterkorn zunächst von „Unregelmäßigkeiten.“ Erst am 6. Oktober 2015, als ohnehin nichts mehr zu retten ist, verwendete der Konzern in der eigenen Kommunikation erstmals den Begriff „Abgasskandal“ – aber nur für kurze Zeit. Seit Ende Oktober 2015 war bei VW nur noch von der „Dieselthematik“ oder der „Abgasthematik“ die Rede. Im Mai 2017 sprach der Aufsichtsratsvorsitzende Hans Dieter Pötsch von einer „Dieselkrise“, die das Unternehmen zu bewältigen habe.82 Das ließ VW beinahe in die Rolle eines Opfers schlüpfen, das gegen eine schlimme Krise, vergleichbar einer unabwendbaren Naturkatastrophe, tapfer ankämpfte. So schnell wurden durch eine etwas andere Wortwahl aus Tätern auf einen Schlag Opfer.


Winterkorn, der schwere Betrüger


Im Frühjahr 2019 erhob die Staatsanwaltschaft Braunschweig Anklage wegen schweren Betrugs gegen den ehemaligen, von 2007 bis zum 23. September 2015 amtierenden, VW-Chef Martin Winterkorn. Der Vorwurf: Er soll von den illegalen Abschalteinrichtungen in den Dieselfahrzeugen gewusst und diese „rechtswidrigen Manipulation“ verschwiegen statt offengelegt haben. In diesem Zusammenhang standen Untreue, Steuerhinterziehung, Falschbeurkundung und Verstöße gegen geltendes Wettbewerbsrecht im Raum. 694 Seiten lang war allein die Anklageschrift gegen Winterkorn sowie vier weitere Ex-Manager. Die dazugehörigen Unterlagen füllten weitere 300 Aktenordner mit rund 75.000 Seiten Papier.83


Die Braunschweiger Staatsanwaltschaft ging davon aus, dass Martin Winterkorn spätestens am 25. Mai 2014 durch einen Vermerk in seiner sogenannten Wochenendpost auf das Problem aufmerksam gemacht wurde. Winterkorn will das Papier nicht gelesen haben, nur das weniger eindeutige Anschreiben. Er beteuerte, erst am 18. September 2018 von den Abgasmanipulationen und den drohenden Milliardenstrafen in den USA erfahren zu haben. Am Tage seines Rücktritts, am 23. September 2015, hatte das Präsidium des Aufsichtsrats von VW noch ehrerbietig verbreiten lassen, dass nach ihrer Feststellung „Herr Professor Dr. Winterkorn keine Kenntnis hatte von der Manipulation von Abgaswerten“, um dann loszujubeln: „Seine Bereitschaft, die Verantwortung zu übernehmen und damit ein deutliches Signal in das Unternehmen hinein und nach außen zu senden, wird von dem Präsidium mit größter Hochachtung zur Kenntnis genommen.“84


Die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft ergaben das genaue Gegenteil und legten den Verdacht nahe, dass Martin Winterkorn persönlich angeordnet hatte, den Vizechef der kalifornischen Umweltbehörde CARB, Alberto Ayala, über das wahre Ausmaß des Betrugs im Unklaren zu lassen. Ayala hielt den sauberen Dieselantrieb aus Deutschland zunächst wohl für besonders umweltfreundlich. Doch schon 2008 erhielt er Hinweise auf nicht erklärbare Abweichungen zwischen Tests und Realbetrieb. 2013 reiste er nach Wolfsburg, um sich persönlich ein Bild zu machen. Selbst zu diesem Zeitpunkt schien Alberto Ayala aber noch nicht an einen Betrug geglaubt zu haben, eher an einen technischen Defekt. Er kontaktierte den später verhafteten VW-Manager Oliver Schmidt, um der Sache auf den Grund zu gehen. Zu dieser Zeit hätte VW das Desaster wohl noch verhindern können, entweder durch Nachrüstung oder durch Rückkauf der betroffenen Fahrzeuge. Ayala kam dem Konzern sogar noch entgegen und strebte eine kooperative Lösung an. Doch VW ging einen anderen Weg, den des Verdunkelns und Vertuschens. Im August 2015 flog der Schwindel auf, die US-Behörde CARB entlarvte den Betrug.85


Der Prozess und alles, was Martin Winterkorn dabei aussagte, hatte unmittelbare Auswirkungen auf die vielen, vielen Schadensersatzprozesse von Autokäufern und den Musterprozess Tausender VW-Aktionäre, die beim Oberlandesgericht Braunschweig auf rund neun Milliarden Euro Schadenersatz klagten. Für das Image von VW war der Winterkorn-Prozess ebenfalls desaströs. Die Nachricht aus Deutschland schlug im Frühjahr 2019 auf der Automesse in Schanghai, wo sich VW just zu dieser Zeit selbstbewusst als Elektrovorreiter feiern lassen wollte, wie eine Bombe aus der Vergangenheit ein. Zu dieser Zeit traute sich Martin Winterkorn schon längst nicht mehr, Deutschland zu verlassen, weil die USA einen internationalen Haftbefehl gegen ihn erwirkt hatten und seine Auslieferung verlangten.86 Es drohte ein jahrelanger Weg durch die Instanzen, vermutlich bis zum Bundesgerichtshof.
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